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Nochmalige Musterung üer früher Untauglichen.
In Betreff der in letzter Zeit oft erörterten Frage der

Nachmusterung der früher dauernd Untauglichen gibt das
W. T - B. heute folgende amtliche  Notiz bekannt : ^

Abänderung  des § 27 des Gesetzes vom 11. Februar
1888. Durch einen vom Reichstag bereits angenoninienen
Gesetzentwurf wird eine nochmalige Musterung der
früher dauernd untauglich befundenen
Wehrpflichtigen  im Kriege möglich . Tics entspricht
in erster Linie dem allgemeinen Rechtsempfinden d>es Volkes.
Zahllose Eingaben forderten die Einbringung eines solchen
Gesetzes aus Gerechtigiertsgründcn . Durch den freiwilligen
Eintritt einer großen Anzahl früher als dauernd unbrauchbar
bezeichnet« : Wehrpflichüger ist erwiesen, daß sich eine Menge
jetzt Tauglicher unter diesen befinden. Zeit und Arzt beseitig¬
ten häufig Mängel , die die frühere Entscheidung begründeten.
Es wäre ebenso unbillig wie ungerecht und entspräche nicht
dem Grundgedanken der allgemeinen Wehrpflicht , ältere Leute
ins Feld zu schicken, so lange noch taugliche abkömmliche jün¬
gere Leute vorhanden und.

Von einer Verlängerung der Wehrpflicht
über das vollendete 15 . Lebensjahr hin-
aus,  wie oft behauptet wurde , ist keine Rede.

Ein Zeichen - er Zeit!
Wer Augen hat zu sehen, der sieht, daß in den untersten

Volksschichten innerhalb der letzten Monate das Volkselend
immer mehr um sich greift , und diese Tatsache ist nicht nur in
der Großstadt, sondern auch auf dem Lande zu verzeichnen.
Daß selbst in bürgerlichen Kreisen diese Erkenntnis sich durch-
ringt , zeigt eine Zuschrift der Gesellschaft für Gemeinwohl in
Kassel an die Presse, in tvclchcr es it. a. heißt:

Mehr als früher werden jetzt Kinder beim Betteln betroffen.
Im Interesse der Jugendlichen seien alle Bürger dringlichst ge¬
beten, Kindern grundsätzlich nichts — weder Geld noch Nahrungs¬
mittel — zu verabreichen, vielmehr ihre Namen festzustellen und
unverzüglich der Gesellschaft für Gemeinwohl mitzuieilen oder
die Jugendlichen — wenn angängig — der Polizei zu überweisen.
Durch Unterstützungdes Bettclns kann in der kindlichen.Seele un¬
ermeßlicher Schaden angerichtct werden. Das Kind, das mit Erfolg
gebettelt hat, wird oft schwer — vielleicht nie wieder — zu der
Einsicht gebracht werden können, daß nur Arbeit allein den Men¬
schen adelt und daß eine unverdiente Gabe ihn vor sich selbstTr-
niedrigen muß. Betteln ist allzu oft der erste Schritt auf den
Weg des Verbrechers, um so eher, wenn sich, was erfahrungs¬
gemäß meist der Fall ist, dem Bettel die Lüge zugesellt. Fast
immer stellen sich die Angaben der bettelnden Kinder über die an¬
geblich in Not geratene Mutter usw. als grobe Täuschungen, ja
als raffinierte Schwindeleien heraus . Der Verkauf von Ansichts¬
postkarten und anderen Waren durch die Kinder in den Häusern
und auf der Straße ist dem Bettel gleich zu achten.

Sehr richtig wird in den Aufruf gesagt , daß das Betteln
mit großen sceiffchsn Gefahren für das Kind verknüpft ist.
Aber, ob hier Polizei und Fürsorgeerziehung die rechten Stei¬
lem sind, dem Ucbel abznhelsen, . ist denn doch eine andere
Frage . Betteln die Kinder in der jetzigen Zeit aus Ver¬
gnügen ? O , nein ! Der Hunger , bitterer Hunger treibt sie
dazu, und das Elend im Hause zwingt auch die Mutter , hier
ein Auge zuzudrücken, so schirmr ihr dies auch fallen -.nag.
Aber hat sic nicht selbst auch schon nianches lernen und hin¬
nehmen müssen während des Kriegs ? Kommt sie sich nicht
täglich als elende Bettlerin vor, wenn sie in der Kriegs¬
fürsorgestelle erscheint, um ihre paar Hilfsgroschen zu. holen.
Welche Behandlung muß sie zuweilen über sich ergehen lassen,
wenn sie sich bittend — das Fordern ist ja nicht mehr modern
— an die Bürgermeister wendet , um für die lieben Kinder , für
Bekleidung nsw. noch eptrn etlnas herausznschlagen . O das
ist hart für ein Mutterherz und nur zu oft kann man finden
daß nach hartem seelischen Kampfe manche Mutter dem vor-
dem so verabscheuten Betteln ihrer Kinder ruhiger znschaut.
Hunger tut Weh! .Das mögen sich die merken, die noch nie
Hunger gelitten oder die es wieder vergessen haben, was es
heißt, mit hungrigem Magen das Nachtlager aufzusuchen.
Wenn aber, wie cs in dem Aufruf beißt , die Zahl der betteln¬
den Kinder jetzt größer ist, denn sonst, dann erblicken
wir darin einen neuen Beweis für die Not.
die unter dem Firnis des äußeren Scheins
noch herrscht.

... 25^ können wir dem entgegenwirken ? Vor allen Dingen
mußte das Grnndübcl — der Krieg mit seinen Folgewirkun¬
gen beseitigt werden. Hierüber näher uns ausznlaffen , ist
beute aus naheliegenden Gründen nicht erlaubt . Um aber mit
fl ' der Antwort nicht auszulveichen , wollen
wir betonen, daß nach alten sozialdemokratischen Brauch
gninchatzlnh verlangt tverd-en müßte , daß die gesell-
ichastlrchcn Organisationen , Staat und
Gemeinden , für die Schäden des Krieges

ufkommen müssen.  Wenn der Staat und die Ge-
t wer ihre Pflicht erfüllen würden ., wäre die große

pÜI - r P It { t Kinder recht bald beseitigt . Die private
n̂ ^ rge ut allen Ehren dort, wo nach allgemein

etoa§ . Ehr getan wird , als sonst
„ • ^ r [°^ e Einrichtungen und durch die Art.

fle9Ĉen UÎ n«W gageben wird , werden die der Hilfe
in / kw" innerlich schwer gekränkt und verletzt. Dabei
r.J,, : i , n; ’n vielen Landgemeinden kaum die geringe

gewährt wird . Wenn sonst etwas
^chanaen ^ Ni^ ^ ? ^ Leute das Gefühl , Almosen zu
rmf!  2 ^ (1 richtiger wäre daher, wenn durch Gesetzes-
vn-s m m 1 ^ f a l t e n Volksklassen ihrem Einkommen

.besteuert würden — wenn dabei
irirrffinn Lsbensnuttelwucherer , Kriegsprofitjäger und
]. J ^ "WÜMsfmten besonders bedacht werden könnten —,
Sem feÄ damit die Verpflichtung , in ansreichen'
beit lick»-,die  Familien der Kriegsteilnehmer nach ein-
in kt ! 5iifari . 'a^ 11ro» ,?,r8<:n' Damit würde zweifellos
und eine rrrf+ filffev klaffen ein tieferes Verständnis
erzeugt !‘* crc  üuffassnng Unserer sozialen Verhältnisse

durch Betteln und Bitten ist die sozialdemokratische Partei
das geworden, was sie einstmals war . Dieselben Grundsätze,
die wir früher bei Kindevhilfstagen , Blumcntagen nsw. ver¬
traten , die veranstaltet wurden , uni dem sozialen Elend zu
steuern und die Not der Opfer des Schlachtfeldes der Arbeit
zu lindern , sollten uns heute, wo es gilt , den Folgewirkungen
des Kriegs zu steuern und entgegenznwirkon , erst recht heilig
sein . Wir nillssen dem Uebel a » der Wurzel begegnen ! Das
war unsere Losung in Frieden szcitzen, und sie sollte es in weit
höherem Maße in Kriegszeiten sein.

Reiben ŵ ^ ^ gehen die Ansichten selbst in unseren eigenen
vor d̂ r An Frage auseinander . Wir sind jedoch nach wie
unseres Pphl̂ l ' ^ ordern und Abtrotzen das Symbolum

~ bens und unserer Arbeit bleiben muß , denn nicht

Merkblatt
für die Hinterbliebenen der gefallenen »der infolge van Wunden
»nd sonstigen Kriegsdiensibeschädigungen gestorbenen Teilnehmer

am Kriege 1911.
(Ausschneiden und ausheben!)

A. Gnadengebührnissc.
1. Hiuterlätzt ein gefallener usw. Kriegsteilnehmer eine Witwe

oder eheliche oder legitimierte Abkömmlinge, so werden für einen
gewissen Zeitraum nach dem Tode des Kriegsteilnehmers Gnaden
gebührnisse gewährt.

2. Gnadengebührniffe können auch gewährt werden, wenn der
Verstorbene Verwandte der aufsrcigendcn Linie , Geschwister, &
fchwisterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er ganz oder
überwiegend gewesen ist, in Bedürftigkeit hinterläßt , oder wenn
und soweit der Nachlaß nicht ausreicht, um die Kosten der letzten
Krankheit und der Beerdigung zu decken.

3. Der Antrag auf Zahlung der Gnadengebührnisse ist ent¬
weder an diejenige stellvertretende Korpsintendantur , zu deren Ge¬
schäftsbereich der Truppenteil usw. des Verstorbenen gehört, oder
an das für den Wohn- oder Aufenthaltsort zuständige Bczirks-
kominando zu richten. Letzteres sorgt dann für die Weitergabe.
An Belegstücken sind dem Anträge beizufügen:

a) eine Bescheinigung des Truppenteils usw. über die Höhe des
Gnadcngebalts oder der,Gnadenlöhmuig des Verstorbenen und
über die Dauer der Empfangsbcrcchtigung,

d) eine militärdicnstlich beglaubigte Bescheinigung über den Tod
des Kriegsteilnehmers,

c) in den Fällen zu 2 außerdem eine amtliche Bescheinigung über
den Verwandtschaftsgrad und da? Verhältnis zum Verstorbenen.
Können BeschMiignngen der zu a und b erwähnten Art nicht

gleich beigebracht werden, so sind bestimmte Angaben über den
Dienstgrad , die Dienststellung und den Truppenteil oder die Be¬
hörde des Verstorbenen erforderlich und als Ausweise über den
Tod die in Händen der Antragsteller befindlichen Mitteilungen der
Truppenteile usw., Auszüge aus Kricgsranglisten oder Kriegs-
stammrollen, Todesanzeigen nnd Nachrufe der Trnppentcilc und
Behörden im Militär -Wochenblatt oder in sonstigen̂ Zeitungen
und Zeitschriften beizufügen. Auch ein Hinweis auf die Nummer
der amtlichen Verlustlisten würde genügen.

Auf Antrag stellt das Zentral -Nachweis-Burcau des .Kriegs¬
ministeriums in Berlin kHz' . 7,  Dorothenstraße 48, besondere
Todesbescheinignngen aus.

' B. Vers  o rg nn  g s g c b ü h r n i s s e.
4. Nach Ablauf der Gnadcnzeit erhalten die Witwe und die

Kinder — letztere bis zu 18 Jahren — Witwen - und Waiscngcld,
sowie Kricgswitwen - und Kriegswaiscngeld.

ö. _Der Antrag auf Bewilligung der Verssrgungsgebührniffe
zu 4 ist an die Ortspolizeibehörde*) des Wohnorts oder des an¬
läßlich des Krieges gewählten Aufenthaltsortes zu richten.

An Belegstückensind beizufügcn:
I .**) die Geburtsurkunden der Eheleute (können wegsallen,

weint die Geburtstage aus der Heiratsurkunde ersichtlich sind
oder wenn nur Waisen- und Kriegswaisengcld beansprucht
wird oder wenn die Ehe über 9 Jahre bestanden hat) ;

II .**) die Heiratsurkunde oder, wenn Waisen aus mehreren Ehen
versnrguugsbcrechtigt sind, die betreffenden Heiratsurkunden
(Geburts - nnd Heiratsurkunden der vor dem l. 4. 1887 ver¬
heirateten, bei der preußischen Militärwitwenkasse versicherten
Offiziere und Beamten befinden sich in der Regel bei der
Gencraldirektion der preußischen Militär -Witwenpensions¬
anstalt in Berlin IV. 66, Leipziger Straße 5);

III .**) die standesamtliche Urkunde oder an ihrer Stelle andere
Nachweise (Bescheinigung oder Mitteilung des Truppenteils,
Beileidsschreiben des Kommandeurs , Kompagniechess usw.)
über das Ableben des Ehemannes und , falls die versorgungs-
berechtigten Kinder auch ibre leibliche Mutter verloren baben,
noch die standesamtliche Urkunde über das Ableben der
Ehefrau;

IV." , die standesamtliche Geburtsurkunde für jedes versorgungs¬
berechtigte Kind unter 18 Jahren;

V. amtliche Bescheinigung darüber , daß
a) die Ehe nicht rechtskräftig geschieden oder die eheliche Ge¬

meinschaft nicht rechtskräftig aufgehoben war (kann weg¬
fallen, wenn in der Sterbeurkunde die Ehefrau des Ver-
storbeun mit ihrem Ruf -, Mannes - und Geburtsnamen
als dessen Witwe bezeichnet oder die Heiratsurkunde nach
dem Tode des Ehemannes ausgestellt ist),

b) die Mädchen im Alter von 16 Jahren und darüber nicht
verheiratet lodcr verheiratet gewesen) , sind,

o) keins der Kinder im Alter vom Beginne des 6. bis zum
vollendeten 12. Lebensjahre oder wer von ihnen in die
Anstalten des Potsdamschen Großen Militärwaisenhauses
ausgenommen ist (für Kinder von Offizieren und höheren
Beamten nicht erforderlich);

VI. gerichtliche Bestallung bei Vormundes oder Pflegers.
VII . Außerdem ist in dem Antrag anzugeben,

a) ob und wo der Verstorbene als Beamter im Reichs-,
Staats - oder Kommimaldienste, bei den Versicherungs¬
anstalten für die Invalidenversicherung oder bei ständischen
oder solchen Instituten angestellt war , die ganz oder zum
Teil aus Mitteln des Reiches, Staates oder der Gemein¬
den unterhalten werden,

b) der zukünftige Wohnsitz der Witwe.
6. Kriegselterngeld.

6. Den Verwandten der aufsteigenden Linie (Vater und jeder
Großvater , Mutter und jede Großmutter ) kann für die Dauer der
Bedürftigkeit ein Kriegselterngeld gewährt werden, wenn der ver¬
storbene Kriegsteilnehmer

a) vor Eintritt in das Feldheer oder
b) nach seiner Entlassung ans diesem zur Zeit seines Todes oder

bis zu seiner letzten Krankheit ihren Lebensunterhalt ganz
oder überwiegend bestritten hat.
Der Antrag ist ebenfalls an die Ortspolizeiverwaltung des

Wohnortes oder des anläßlich des Krieges gewählten vorüber¬
gehenden Aufenthaltsortes zu richten. Ihm ist eine standesamt¬
liche Sterbeurkunde über den Gefallenen nsw. oder, falls eine solche
noch nicht zu erlangen ist, ein Ausweis der zu 3 bezeichneten Art
Seizufügen.

vorläufige Ablehnung von Teuerungszulagen
für -as Schnei- ergewerbe.

Ter H a u p t v o r st o n d des Allgemeinen Deutschen Arbeit¬
geberverbandes  hat auf seiner Zusammenkunft in Frani
surt o . M. den Antrag der drei Gehilfenverbände aus Gewährung
einer T e n c r u n g s z n läge  a bg e l c h „ t, gleichzeitig aber seinc
Geneigtheit bekundet, falls bis zum 1. März 1946, dem ursprünglich
gedachten Tage des Reickistarifsvertragsbeginns, eine Besserung' bei-'
geschäftlichen Verhältnisse in der Maßschneiderei eiiigetreten ist und
die Teuerung anhält , mit den Gchilscnvcrbänden in eine Beratung
darüber einzutreten , ab eine nach den örtlichen Verhältnissen zu
bcmcsscude Teuerungszulage vom t . März 1916 an gewährt werden
kann. Allerdings soll die Gewährung der Teuerungszulage gegeben
nenfalls von folgende,, Umständen abhängig gemacht» werden.

1. Die Dauer des vom 1. März 1917 beginnenden Reichs-
iarifvcrtragcs  wird nach wie vor mit vier  Jahren bc-
meffen.

2. Der Verband der Klcidersabrikc»  gewährt eben¬
falls eine Teuerungszulage,  welche die Spannung
zwischen Maß- und Konfektionslöhnen nicht vergrößert.

„3 . Tie Gehilfenverbände  verpflichten sich, die Zu.
schlüge auch bei den deü, „Adav" nicht angeschlossenen
Geschäften durchzusehen.

4. Es wird von den Gehilfenverbänden anerkanni , daß cs sich
um einen tariflichen außerordentlichen Zuschlag  han¬
delst welcher mit dem Rückgang der Teuerung ganz oder teilweise
entfällt, nur im Falle seines Fortbestehens von den Unparteiischen
bei den Lohnberatungen zum Reschstarif in Anrechnung gebrach!wird.

5. Die Art, wie die Teuerungszuschläge auf die bestehenden Löhne
aufgelegt werden, erfolgt nach den Vorschlägen des „Adav".

Die Vorstände der Gehilsenverbändc haben die Erklärung zur
Kenntnis genommen, ohne sich materiell dazu zu äußern.

Klemverkawfsprcise
die nach der heutigen Maililage im Sinne von Ziffer3 der Verordnung
de« stellvertreienden Generalkommandos 18. Armeekorps von, 20. Juli
1915 fiir mittlere vis ante Ware als angemessen gelte:,. Für Mist¬
beet-, Treibhaus- und Svalierware sind die Preise nicht maßgebend.

Kartoffel n und Gemüse:  das Pfund : Speisekertoffeln6—K
Mg -, Salatkattoffeln 12 Pst-.. Stangenbohnen 25—30 Dfg., Weit,
kraut, das Stück 15—20 Pfg., Wirsing, das Stück 15—40 Pfg ., Not¬
kraut, das Stück 15—40 Pjg ., Kablrabi (oberirdische), das Stück
8—12 Pfg., Spinat 25 Pfg., Geibo Rüben 12—15 Pig,, Karotten,
1 Gebund 5- 6 Pfg , Rote Rüben 12—15 Pia .. Kovikulat, das Stück
10- 15 Pfg ., Eskariallulat , das Stück >5- 20 Pfg ., Zrvieöeln 20 Pfg.
Sstatgurken , das Stück 10- 30 Psg., Einmachsalzrurken. 10 Stuck
30 Pfg ., Essiggurken, 100 Stück 25(1—280 Pfg,

• O Vst: des Pfund : Eßävfel, bessere Sorte 15 - 25 Pfg., Eßäpsti
mittlere Sorte — Pfg,, Kochöpiel9—12 Pfg,, FallüM 5- 6 Pfo,'
Eßbirnen, hellere Sorte 15—25 Pfa .. Eßbirnen, rnitiiere Sorte —Ptg .,
Kochvirnen 10- 15 Psg., Pfirsiche, 1. Sorte Z0—Ü0 Psg,, Walnüsse
45—50 Pfg, , Zivetschen 14—18 Psa, . Preiselbeeren50 - 55 Psg.

Sonstige Waren:  Süßrobmvutler . bas Psund 210 Psa,
Trinkeier, das Strick 17 Pfg., Hondkäse, das Stück 5— 10 Pfg.

Wiesbaden, den 7. September 1915.
Stadt . Marktverwaltung.

Vereine «nd Versammlungen.
Wiesbaden. Arbeitergejangverein „Freund  scha ft". Mittwoch

9 Uhr Pwbe fiir 'Männer - und Frauenchor.

ftsis den umliegenden Hrdten.

*) Hinterbliebene von Zivilbeamten haben sich cm die letzte
Vorgesetzte Behörde des Verstorbenen zu wenden.

• *) Anstelle der gebührenpflichtigen Auszüge aus den Standes-
amtsregrstern sind Bescheinigungen in abgekürzter Form (nicht Ab-
schrrften) zula,flg, die rn Preußen unter Siegel und Unterschrift
des Srandesbeamten kostenstei ansgestellt werden, die entscheiden¬
den Tatsachen ergeben und die maßgebenden Daten in Buchstaben
ausgeschrieben enthalten.

Hanau , 8. -sept . (Wegen Untreue)  erkan nie gestern die
Strafkammer gegen den Metzger Jean Pfister aus Bockenhcim aui
sechs Monate Gefängnis . Pfister war hier bei dem Metzger Wald¬
schmidt in Stellung und veruntreute in etwa <30. Fällen Kunden-
sieldcr in Höhe van 320 Mark, -ft lAu s d e r H a nd e- 1rk a m m e r.)
Zur unentgeltlichen Einsicht liegen für beteiligte Kreise aus der
hiesigen .Handelskammer die qkntliöhen Mitteikungeri über Heere-
bedarf , Aussöhreibungen, Lieferungen usiv. auf.

»nterliedcrba » , 7. Scpt. (F a b r i kb r a n d.) Am Dienstag
fcub gegen 2 Uhr wurde die Bevölkerung durch Feueralarm >i>,.
dem ŝchlafe geweckt. Der Wächter der Wach- und Schließgcscll
schaft hatte in der Möbelfabrik von Heist & Hobraeck Feuer bemcr .'i .
iind Alarm geschlagen. Ehe nur die Feuerwehr vollständig zm
Stelle war , gelang es . das Feuer im Keime zu erssicken. Wäre
das Feuer durch den Wächter nicht früh genug entdeckt worden,
batte das ganze .Fabrikgebäude ein Raub der Flammen werden
können. Die gesamte Feuerwehr von Höchst war alarmiert worden
und stand am alten Ratbaus zum Ausrücken bereit , glücklicherweise
machte sich deren Eingreifen nicht nötig.

«indlingcn , 7. Sept . (JnderletztenEemeinderats-
sitzu  ng ) wurde der Aufnahme einer Anleihe von 50 000 Mml
zugestimmt, und zwar sollen 30 000 Mark für Einauartierungszweckc
und 20 000 Mark für Pflasterung von Wegen und Straßen Ver¬
wendung finden. Die Städtische Sparkasse Höchsta . M. ist bereit,
die Summe zu Prozent zu leihen. Weiter soll den Vorschlägen
des Parteisekretärs Walter (Höchst) zwecks Sicherung der Kartoffel¬
versorgung Rechnung getragen werden. Ferner wird dem Gc-
meinderat anheirngestellt, gegen Fliegerschäden in eine Versicherung
einzutreien . Hierauf folgte geheime Beratung.

Bildest 5. Sept . (War das notwendig ?) Der allzu
freundliche Verkehr, den hiesige Einwohner mit den Gefangenen des
Vilbeler Kriegsgefangenenkommandos pflegen, hat die Auflösung
des Kommandos zur Folge gehabt. Die Kriegsgefangenen wurden
wieder in ihr Lager gebracht.

Mainz -Kostheim, 7.  Scpt . (Schwerer Unfall .) An eincr
hiesigen Dreschmaschine rutschte der 22jährige L. Alwin in die
Trommel , die ihm das linke Bein abriß . Der Schwerverletzte wurde
in das Städtische Krankenhaus gebracht. Der Dreschmafchinen-
besitzer ist Christian Göller aus Wallau im Taunus,

Bom Rhein, 8. Sept . (Der Sch issah rts der  k eh  c) auf
dem Mittekrhein hat, obwohl der Wasserstand zurzeit noch zurückgeht
(im Oberrhein steigt er wieder), ständig eine ansehnliche Höhe. So¬
wohl bergwärls wie auch zu Tal werden erhebliche Gütermengen
befördert. Zu Berg kommen vor allem Kohlen, während zu Tal
lothringisches Erz , Braunstein, Quarzit , Holz usw.verfrachtet werden.
Die Rheinstrombefahrung seitens der Strombauverwaltung , welche
diese in der vergangenen Woche an Bord des Dampfers »Preußen'
unternommen hat , nahm in Emmerich ihren Anfang. Der End¬
punkt war Mainz, das am  Sonntag erreicht wurde.

Darmstadh 7. Sept . (Der Vierte Ansschußder Hes-
sischen Zweiten Kammer)  fetzte heute seine Beratungen
aus der vorigen Woche fort. Von den vorliegenden Petitionen hat
allgemeineres Interesse eine Vorstellung des Berwalter -'! de-
Höchster Klosterfonds,  Otto Mühlhäuser zu Michclstadü
der gegen seine unfreiwillige Pensionierung protestiert . Durch dic
öffentliche Kritik offenbar , sahen sich die Erbacher Ctandesherrc»
veranlaßt , dem Verwalter des Klosterfonds den Abschied zu geben
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Ob er „mit vollem Gebalt" pensioniert wurde , entziebt sich unserer
Kenntnis. Jedenfalls aber fühlt sich der bisherige Verwalter be¬
nachteiligt und erhebt gegen seine Pensionierung Beschwerde bei
der Kammer mit der Begründung , das; sie ungesetzlich und er
gewissermaßen als Staatsbeamter zu betrachten sei. Die Regie,
rung ihrerseits hat diese letztere Annahme zurückgewiesen', im iibri.
gen verwies sie auf das außerordentlich Verwickelte der ganzen
Situation beim Klosterfonds, für deren Klärung jetzt Zeit und Ar¬
beitskräfte im Ministerium fehlten, also verschoben werden müßte.
Der Ausschuß wird sich wohl dem anschlichcn . Zur Verhandlung
stand weiter «in Antrag ' der fortschrittlichen Voltspartei , die Re¬
gierung zu ersuchen, bei der zuständigen Reichsbehördc die fakul¬
tative Einführung der türkischen Sprache  in den
Lehrplan der höheren Lehranstalten anzuregcn . Rach den Mittei¬
lungen der Regierung, die allerdings noch nicht offiziell sind, hat
das Unterrichtsministerium bereits den Gedanken aufgcgriffen und
Schritte im Sinne des Antrags unternommen zur Prüfung der
ganzen Frage. Sofern das offiziell bestätigt wird , dürfte der Aus¬
schuß den Antrag für erledigt erklären , andernfalls aber ihn der
Regierung als Material zur Erwägung überweisen lassen. Welche
Vecheerung di« unter dem Deckmantel des „Patriotismus " gehende
Völkerhetze in einzelnen Köpfen sogenannter Intellektuellen an¬
richtet, bestätigt die Bemerkung eines nationalliberalen Schulrats
im Ausschüsse, wonach angeblich in Lehrerkreiscn Propaganda für
den Fortfall des französischenund englischen Unterrichts in unse¬
ren Schulen getriebn werde; ersetzt sollten diese beiden „feindlichen"
Sprachen werden durch Spanisch und Portugiesisch. Jedes Wort
gegen solche Dummheit erscheint überflüssig.

Diez, 7. Sept. (Verhaftung .) Die hiesige Polize'
nahm heute morgen den früheren Gutsverivalter Bernhard
Günnewitz aus Hovestadt(Kreis Soest ) fest. Er wurde wegen
Betrug und Unterschlagung von der Staatsanwaltschaft in
Marburg und Detmold und der Kriminalpolizei in Düsseldorf
gesucht. Mit Vorliebe trat er Stellungen als Gutsverwalter
an, um dann nach einigen Tagen ihm anvertraute Pferde
und Wagen und lvas er sonst erwischen konnte, zu verkaufen
und mit dem Gelbe zu verschwinden. Er hat schon mehrere
Zuchthausstrafenhinter sich und ist erst vor einem Jahre aus
der hiesigen Strafanstalt entlassen worden.

Kus Frankfurt a . ITC.
Gewerbsmäßige Vermittlung für Rriegsörückeberger!

Eines Tages im April wurde in der Hauptpost hier ein Notiz¬
buch gefunden, dessen Jnjhalt, Adressen von Militärpersonen usw.,
Kopfschütteln erregte. Kein Zweifel : man war durch daS Notiz¬
büchlein einem Menschen auf die Spur gekommen, der ein Gewerbe
daraus machte oder zu machen sich anschickte, für Kricgsdrückeberger
den Vermittler zu spielen. Einige Tage später saß der Eigentümer
des Buche?, der 38jährige Kaufmann Ernst Hermann Friedrich
Spittau,  hinter Schloß und Riegel. Das Ergebnis der lang¬
wierigen Untersuchung, aus dessen Duftigkeit man wohl den erfreu,
lichen Schluß ziehen darf, daß sich Herr Spittau erst in den An¬
fängen seiner sehr ehrenhaften Erwerbstätigkeit befand, als sein
Notizbuch zum Verräter an ihm wurde , lixir eine Anklage gegen
Spittau wegen Bestechung von Militärpersonen in zwei Fällen , über
die jetzt an der Strafkammer verhandelt wurde . Da ist hier ein
Fabrikbesitzer, Der wurde zur Infanterie eingezogen, obwohl er —
einen Führerschein für Kraftwagen besitzt. Es ist närWch unglaub¬
lich, was alles für Leute unter ihren Papieren noch einen alien,
vergilbten Führerschein auSgraben , auf Grund dessen sie das Recht
zu haben glauben und geradezu fordern , das Vaterland als Kraft-
Wagenführer retten zu dürfen, statt beispielsweise als Handgranaten¬
werfer im Schützengraben. Auch der Herr Fabrikbesitzer brannte
darguf, dem Vaterland seine Dienste als Kraftwagenführer zu
weihen; Infanteristen gab's ja auch ohne ihn genug. Nun wollte
es der Zufall, daß Herr Spittau einem ihm flüchtig bekannten ehe¬
maligen Angestellten des Fabrikbesitzers über den Weg lief, und
noch ein merkwürdigererZufall wollte er , daß dieser ehemalige An¬
gestellte im Gespräch mit Spittau seines früheren Prinzipals ge-
dachte, der den Führerscheinbesitze und doch Infanterist sei. Führer¬
schein und Infanterist — gegen diesen Nonsens empörte sich förmlich
das Gerechtigkeitsgefühl der sehr ehrviwertcn Herrn Spittau . So¬
fort hielt er er, wenn man seinen Gedankcngängen folgt, wie er
sie in der Verhandlung entwickelte, für seine Pflicht , den Fabrik¬
besitzer an den ihm gebührenden 'Platz zu bringen und dem Vater¬
land einen Kraftwagenführer zuzuführen , „denn sie wurden doch
notwendig gebraucht". Und alsbald begab er sich an die Arbeit , ganz
uneigennützignatürlich; denn die 450 Mark, die ihm der Fabrik¬
besitzer und Ersatzreservist nach und nach gab, deckten angeblich nur
seine notwendigenpersönlichenAusgaben . Ein recht unangenehmes
Papier stellte allerdings der von dem Fabrikbesitzer Unterzeichnete
Revers dar, in dem er sich verpflichtete, „1000 Mark zu zahlen, falls
er dom Truppenteil als dienstuntauglich entlassen oder auf einige
Zeit beurlarrbt werde". Das Bataillon sollte nämlich in den nächsten
Tagen ins Feld rücken. Nur zögernd gestand Spittau ein, daß er
beim Feldwebel auch von „Freikommen" gesprochen und in Aussicht
gestellt habe, der Fabrikbesitzer„werde sich in diesem Falle erkenntlich
zeigen". Nun, der Feldwebel benahm sich korrekt; er ließ den Ver¬
sucher, der sich ihm als Lazarettinspektor vorgestellt hatte , mit den
Worten: „Das ist doch Sache des Stabsarztes !" stehen und ging
seiner Wege. Die Strafkammer vermochte in den Worten : der
Fabrikbesitzer werde sich erkenntlich zeigen, die Tatbestandsmcrkmalc
der Bestechung nicht zu finden, denn er lag darin keine bindende
Verpflichtung, zu der Spittau nicht bevollmächtigt war , sondern nur
eine Art „Prophezeiung". ES mußte daher in diesem Punkte Frei¬
sprechung erfolgen.

Auch im zweiten Falle handelte es sich — eS war natürlich
purer Zufall — um einen Mann , der ein großes Portemonnaie hat.
Er ist Kaufmann, und auch ec hatte den Führerschein und wollte
gern zur Kraftfahrerabtcilung . Bei ihm lag die Sache insofern an¬
ders, als er schon im Felde gewesen und durch Brustschuß schwer
verwundet worden war. Als sich Spittau „vermittelnd " dazwischen-
schob, hatte der junge Mann schon ein Gesuch gemacht, und als
Spittau zu dem Feldwebel sagte, er werde dafür sorgen, daß rrn
blauer Lappen abfalle, wenn die Versetzung zur Kraftwagenabtei-
lung vollzogen sei, war das Gesuch schon vom Hauptmann befür¬
wortend an das Bataillon weitergegeben. Der Feldwebel hatte das
dem Spittau mitgeteilt, che dieser die Bemerkung von dem blauen
Lappen machte. Spittau konnte also nach der Ansicht des Gerichts
nicht erwarten, daß der Feldwebel noch in der Lage sei, irgendeinen
Einfluß auszuüben. Deshalb mußte auch in diesem Falle auf Frei¬
sprechung erkannt werden, so daß Herr Spittau nach fünfmonatiger
Untersuchungshaft wieder aus freien Fuß kam, um weiter an der
Verteidigung des Vaterlandes zu wirken.

llnglücksfalle. Gestern vormittag gegen 10 Uhr fiel ein 17-
jähriger Arbeiter im Ostgüterbahnhof von einem mit Holz belade¬
nen Wagen und erlitt einen Armbruch und eine schwere Gehirn¬
erschütterung. — Beim Ueberklettern eines Zaunes glitt ein 10jäh«
riger Schüler aus der Kronprinzenstraße aus und fiel in eine spitze
Stange . Er zog sich erhebliche Verletzungen an der Bauchgegend
zu und mutzte nach dem städtischen Krankenhaus gebracht werden
— Das Kind, das in einem Geschäftshaus auf der Zcil vom 3. Stock
fiel, ist vergangene Nacht an seinen Verletzungen gestorben.

Frankfurt als Patenstadt. Nach dem Vorgänge von anderen
deutschen Großstädten soll auch in Frankfurt ein Hilfrverein für
einen der durch den Russeneinfall geschädigten Kreise Ostpreußens
gebildet werden. Der Verein soll den Stadtkreis Frankfurt und
den Obertaunuskreis umfassen. Ein provisorische» Komitee hot sich
im Einvernehmen mit der städtischen Äriegskommission schlüssig
gemacht, die Patenschaft für Stadt und Kreis Lötzen zu überneh-
men Im Aufträge dieses Ausschusses sind vier Herren «Ober¬
bürgermeister Voigt, Bürgermeister Dr . Lnppe, Geheimcat v- Pas-
savant-Gontard, Kommerzienrat Beit v. Speyer ) in der vergan-
gene,: Woche in Lützen gewesen, um sich an Ort und Stelle von Art
und Umjang der Schäden zu überzeugen und mit den örtlichen
Instanzen zu prüfen, welche Maßnahmen zur Hilfe für die ge¬
schädigte Bevölkerung ergriffen werden können. Auf Grund der
Berichts der Herren wird nunmehr ein Programm für dir Arbeit
des HilfSvercinS aufgestellt werden und die Gründung des Vereins
erfolgen. Er wird sich wegen Gewährung einer größere « Bei¬
hilfe an die städtischen Behörden wenden und gleichzeitig an die
Bürgerschaft herantreten, um genügende Mittel für Erfüllung
seiner Aufgaben zu erhalten.

Holzlcsen im Stadtwald. Die Stadtkamnrerei (Forstabteilung)
weist in einer Bekanntmachung darauf hin , daß das Leseholzsammeln
in den städtischen Waldungen nur solchen Personen gestattet ist, die
nachweislich bedürftig und im Besitz einer von der zuständigen Ober-
försterei (zurzeit für den ganzen Stadtwald von der Obcrförsterei
Ilnterwald in Frankfurt a. M.-Niedcrrad ) ausgestellten Erlaubnis-
kartc sind. Zuwiderhandlungen werden bestraft.

Segen den Lebensmittelwucher!
Um die Kartoffeln.

Tie „Tägliche Rundschau" teilt mit , daß nach zuverläs-
sigen Ermittlungen der Preisberichtigungsstelle des deutschen
Landwirtschaftsrats der Großhandelspreis für Frühkartoffeln
am 30. August ds. Js . in Berlin 3—5 Mark für den Zentner,
in Breslau sogar nur 3.50—3.75 Mark , in Köln 4.25 Mark

'0'Ofipu lmoc. Tie Preise seien dank reichlicher Zufnhreik
Während der letzten Wochen fortgesetzt gesunken. Obwohl nun
die Haupternte noch bevorsteht, die recht befriedigende Ergeb¬
nisse liefern wird, würden Kartoffeln von Spekulanten be¬
reits zu doppelt so hohen Preisen bei den Produzenten aus¬
gekauft. So sei dem Blatte aus der Provinz Hannover ge-
ineldet worden, die Landwirte könnten nach ihrem eigenen
Bekenntnis an Privatleute keine Kartoffeln liefern , weil dort
alle Kartoffelvorräte längst von Händlern zuin Preise von
7—8 Mark für den Zentner aufgekauft seien. Ein solcher
Preisstand würde einen Kleinverkaufspreis ^ on 0—10 Mark
für den Zentner bedingen und Zustände heiDiführen , wie sie
letzten Winter zu beklagen waren.

Die Reichsregierung ist im letzten Reichstag von unserer
Partei nachdrücklich auf die Gefahr solcher Machenschaften
aufmerksam gemacht worden. Staatssekretär Dr . Delbrück
erklärte die Frage für weniger brennend und hoffte zunächst
ohne Höchstpreis und Beschlagnahme auskominen zu können.
Wird man jetzt wenigstens scharf aufpassen und energisch zu-
greifen, so lange es noch Zeit ist?

Preistreibereien in Gerste.
Durch Verordnung des Bundesrats vom 28. Juni 1915

ist die Hälfte der Gcrstenernte beschlagnahmt. Die andere
Hälfte kann der Landwirt verkaufen, entweder als Futtergerste
zu einem Höchstpreise von 300 Mark oder zur Verarbeitung
an Brauereien, Mälzereien usw. Hierfür besteht kein Höchst-
preis , der Absatz ist aber beschränkt, denn diese Betriebe haben
ihr Kontingent, darüber hinaus dürfen sie nichts kaufen, so
daß̂ die andere Gerste eben als Futtergerste verkauft werden
muß, Die gewerblichen Kauter haben sich nun eine Organi¬
sation geschaffen in der Gerstenverwertungsgesellschaft, die
einen Preis von 330—360 Mark pro Tonne deutsche Gerste
bezahlt. Dieser Preis genügt den Landwirten aber nicht.
N>eil die ausländische Gerste zirka 600 Mgrk kostet. Der
Deutsche Landwirtschaftsrat fordert deshalb die Landwirte
auf, die nicht beschlagnahmte Gerste vorläufig für sich zu be¬
halten und die weitere Entwicklung abzuwarten.

Hoffentlich setzt nun der Dundesrat schleunigst Höchst¬
preise für die nicht beschlagnahmte Gerste fest und zwar in der
Höhe, wie sie die Gerstenverwertungsgesellschaft bezahlt:
sonst werden in kürzester Zeit die Preise für die aus Gerste
hergestellten Produkte eine nicht mehr erschwingliche Höhe
erreichen.

Neues aus aller Welt.
Familientragödie. Der seit Jahren in Pasing bei München

lebende Apotheker Waagen erschoß in seiner Villa in ver Elarastraßc
seine Eheftau und seinen 12jährigen Sohn und verletzte sich dann
selbst lebensgefährlich. Waagen hatte früher eine Apotheke in Karls¬
ruhe ; er verkaufte sie und gründete mit diesem Geld eine Holz¬
fabrik in Briren , die seine Hoffnungen aber nicht erfüllte.

Ter neapolitanische Graf Gastani erschoß in Sorrent seine Ge¬
liebte, die Baronesse Meldern NengerS, die Tochter eines in Rom an¬
sässigen Diplomaten ; er verübte darauf Selbstmord . Der Graf,
der verheiratet war , zollte als Offizier an die Front gehen.

Telegramme.
Vre deutsch-englischen Verständigungsversiiche

von M2.
Berlin , 5. Scpt . (W. B. Nichtamtlich.) Die „Nord¬

deutsche Allgemeine Zeitung " schreibt: Die Mitteilungen des
Londoner Auswärtigen Amtes über die deutsch-englischen
Verhandlungen im Jahre 1912 liegen nunmehr im Wortlaut
vor. Es handelt sich um einen Versuchderenglischen
Regierung,  das englische Publikum und die Welt von
der einfachen klaren Tatsache abzulenken,  daß die deut¬
schen Bemühungen, im Winter 1912 mit England zu einer
den Weltfrieden sichernden Verständigung zu gelangen , an der
posr 'tiven Weigerung des englischen Kabi-
ne t t s scheiterten, Deutschland die Neutralität auch nur für
den Fall zuzusichern, daß ihm ein Krieg aufgezwungen werden
sollte.

Aus der Berichterstattung des Grafen Metternich , des
damaligen deutschen Botschafters in London, werden längere
Depeschen vom 15., 17. und 29. März 1912 im Wortlaut mit-
geteilt, die die englische Weigerung und die englischen Gründe
dafür feststellen. Die letzteren besagen, daß England seine
Verbündeten Frankreich und Rußland nicht vor den Kopf
stoßen wollte. Ihre Freundschaft war ihm aus seht leicht
verständlichen Gründen mehr wert , als die Neutralitäts-
Vereinbarung mit Deutschland.

Die „Norddeutsche Allg. Ztg ." schließt ihre Beröffent-
ltchung wie folgt : „Metternich wurde nunmehr beauftragt,
der englischen Regierung zu sagen daß für die Kaiserliche
/

Regierung die Möglichkeit entfalle , eine den englische«
Wünschen entgegenkonmienüeAenderung der Flottennovelle
in Erwägung zu ziehen, nachdem die englische Regierung sich
zu dem Angebote eines befriedigenden Neutralitätsabkom¬
mens nicht habe entschließen*können. Wenn Grey bemerke,
daß das von deutscher Seite vorgeschlagene Abkommen weiter»
gehen würde, als irgend ein Vertrag , den die englische Re-
gierung mit einer europäischen Macht, außer Portugal , schloß,
so möge das zutreffen. Er übersehe aber , daß auch die deut-
fd>e Gegenleistung ohne Vorgang , und zwar ohne Vorgang in
der Geschichte dasiestanden haben würde . So endigten die
Verhandlungen über das NeutralitätSabkommen und mit
ihnen, wie die englische Kundgebung bemerkt, die Hoffnung
auf eine Herabsetzung der beiderseitigen Rüstungsausgoben.
England  wies die weitgehenden deutschen Anerbietungen
vor Kriegsausbruch zurück, die cs ihm ermöglichen sollten,
dem Krieg fernzubleiben, ohne daß seine Interessen dabei be¬
einträchtigt würden. Es wiinschte , an dem Kampf
zur Niederwerfung Deutschlands teilzu -
nehmen,  mußte daran teilnehmen , denn derselbe englische
Minister, der am 17. März 1912 Metternich versicherte, daß
seine Politik darauf gerichtet sei. eine erneute Gruppierung
der Mächte in zwei Lager zu vermeiden, führte nur wenige
Monate später den bekannten Notenaustausch mit den: fran¬
zösischen Botschafter herbei, der den Zusammenschluß Frank¬
reichs und Englands gegen Deutschland auch formell be¬
siegelte, und war int Frühjahr des vorigen Jahres ent¬
schlossen, England und Rußland in gleicher Weise festzulegen.*

Deutsche Berichtigung zum belgischen Graubnch.
Berlin, 8. Sept. lW. B. Nichtamtlich.) Die „Norvd. Allg. Ztg.'

schreibt unter der ttebcrschrift: „Richtigstellung zu den englische»
Wiedergaben aus dem belgischen Graubuch" : „Die jetzt vorliegen¬
den englischen Zeitungen, besonders die „Morning Post" und Kcr
„Daily Telegraph", beschäftigen sich eingehend mit den neuen Ver-
öffentlichungc« der belgischen Regierung in dem soeben heraus»
gegebenen Graubuch. Auch die deutsche Presse hat englische Stim¬
men wiedergegcben. Darunter befinden sich auch Äcußerungen des
Staatssekretärs Jaaom in seinem letzten Gespräch mit dem bolgi.
schen Baron BeyenS. Dieser berichtet über die Unterredung einmal
telegraphisch am 4. August 1014 aus Berlin , außerdem am 21. Sep-
tember aus England. In dem letzteren Bericht, der augenscheinlich
aus dein Gedächtnis niedergeschrieben ist, behauptet er folgendes:
Er habe dem Staatssekretär vorgehalten , er müsse doch anerkennen,
daß die belgische Antwort auf das deutsche Verlangen des freien
Durchzuges nicht anders lauten konnte. Hierauf habe Jagow ge¬
antwortet : „Ich anerkenne das . Ich verstehe Ihre Antwort als
Privatmann , aber als Staatssekretär habe ich kerne Meinung zu
äußern." Wir sind ermächtigt, zu erklären, daß der Staatssekretär
eine derartige Aeußerung nicht getan hat . Er hielt dem belgischen
Gesandten nur entgegen, daß dar , was für ein Individuum gelten
möge, nicht ohne loeiteres auf den Staat anwendbar ist. Damit
brachte er lediglich— eine selbstverständliche Wahrheit — zum Aus¬
druck, daß lvenu der einzelne sich unter den gegebenen Umständen
opfern kann und muß, die Lenker eines Staates , bei dem cs sich um
dessen Leben und Existenz handelt , nach anderen Gesichtspunkten
verfahren müssen, wie cs ihnen die Berantwortung für die Allge-
meinheit verschreibt."

ttonsumentenkamps ln SÜdweftdeutschland.
Heidelberg, 8. Sept . Letzter Tage fand hier eine Sitzung

von Vertretern der Kriegskonsum entenaus»
schüsse  folgender südwcstdeutscherStädte statt : Darm-
stad t , Frankfurt a . M., Heidelberg , H ö ch st
am Main , Karlsruhe . Mainz , Mannheim.
Offenbach und Worms.  Es wurden die Schritte be-
raten , die zu tun sind, um die Abwanderung von Produzenten
und Händlern mit ihren Produkten und Waren von einer
Stadt in die andere zur Erzielung höherer Preise zu ver¬
hindern'. Es wurden desfallsige Beschlüsse gefaßt und Insbe¬
sondere ein gemeinschaftlicher Vorort — Frankfurt a. M. —
bestimmt, an den Anträge der verschiedenen Orte gestellt
werden können, wenn es sich um Gegenstände handelt , welche
die Interessen verschiedener Armeekorpsbezirke betreffen.
Außerdem soll ein Organ gegründet werden, welches den Kon¬
sumenten direkt die verschiedenen Preise an den verschiedenen
Plätzen mitteilt . Schließlich wurde eine Eingabe an den
Herrn Minister für Handel und Gewerbe in Berlin , die
Kohlenpreise betreffend, deschlossen.

Englische MitttSrlieferungrsKandale.
London, 8. Sept . (W. B . Nichtamtlich.) Gegen den

Abgeordneten OberstBowden,  der in einem Prozeß
wegen Betruges bei Militärlieferungen freigesprochen worden
war. ist jetzt ein Verfahren wegen M e i n e i d es eröffnet
worden.

Unzufriedenheit englischer Eisenbahner.
London, 8. Sept . (SB. B. Nichtamtlich.) Die „Times"

meldet: Ernste Unzufriedenheit herrscht unter den Eisen¬
bahnern verschiedener Teile von Südwales.  Die Gewerk¬
schaft von Swansea forderte den Verbandsausschuß auf , eine
sofortige allgemeine Zulage von 10 Schilling in der Woche zu
verlangen : sie besteht auf rascher Antwort , sonst würde sie
entschiedene Maßregeln ergreifen . Die Gewerkschaft von
Cardiff  fordert den DerbandSausschuß auf , das gegen¬
wärtige Lohnabkommen zu kündigen und eine sofortige Lohn¬
erhöhung von 5 Schilling zu verlangen . Die Zugführer und
Heizer von Pontipridd beschlossen, wenn nicht die jüngste
Lohnverringerung beseitigt würde , sofort eine Versammlung
einzuberufen, die . über den neuerlichen Eintritt in einen
Streik beraten soll.

Brand einer norwegischen vampserr.
Kopenhagen, 8. Sept . (W. B . Nichtamtlich.) An Bord

des norwegischen Dampfers „Marie ", der mit einer wert¬
vollen Stückgutladung nach London unterwegs war , brach am
2. September während eines heftigen Sturmes , ein Feuer
auS, das sich schnell über das ganze Schiff verbreitete , so daß
di« Besatzung gezwungen war , in die Boote zu gehen. Zwei
Boote wurhen vom Sturme weggerissen, ein drittes , in
welchem sim -ie Besatzung rettete , lief zur Hälfte voll Wasser.
Tre SchiMrüchigen wurden schließlich von dem griechischen
Dampfer „Marsella" ausgenommen und in Port Talbot ge¬landet.
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